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II. Zölle und fonftiger Verkehr mit dem Auslande 


Beobachtung ausländiſcher Luftfahrzeuge 


Zu Ziffer 4 Abſatz 2b3 des Erlaſſes O 3052 — 292 II 
vom 2. Mai 1935 (RSBl. S. 206). Der Ortsname 
»Radziunz« iſt zu ändern in »Radungen «. 


RF M. vom 20. Mai 1936 — 0 3052 — 691 II 


Befugniserteilung auf Grund zwiſchenſtaatlicher Verein⸗ 


barung) 
Auf Grund zwiſchenſtaatlicher Vereinbarung iſt dem 
Zollamt Freibezirk Stettin — Hauptzollamtsbezirk 


Stettin Auslandsverkehr — die Befugnis zur Abferti⸗ 
gung von Fogaſch (Zander) finniſcher Erzeugung gemäß 
Vertragsanmerkung 2 zu Abſ. 1 Unterabf. 1 und 2 der 
Nr. 115 der für den Dienſtgebrauch der Zollſtellen be⸗ 
ſtimmten Ausgabe des Zolltarifs (Befugnis nach 
fdr. Nr. & 6b in Teil II A2 der Anleitung für die 
Zollabfertigung) erteilt worden. 


RIM. vom 22. Mai 1936 — 2 1400 — 907 II 

) Die Befugniserteilung wird in den Nachtrag 5/36 zum 
Amterverzeichnis — Anhang zum Reichszollblatt Nr. 5 — auf⸗ 
genommen werden 


Ausfuhrzölle. Verordnung über Zolländerungen vom 
16. Juni 1932 (Reichsgeſetzbl. I S. 304) § 1 Ziffern 2 
und 3. — Das Verhältnis der abgegebenen zu den ver⸗ 
bliebenen Maſchinen iſt nicht entſcheidend. Maßgebend iſt 
vielmehr, daß mit den ausgeführten gebrauchten Ma, 
ſchinen im Ausland ein Betrieb eingerichtet werden kann, 
der weder die gleiche Fabrikation wie die inländiſche 
noch dieſe im vollen Amfang zu betreiben braucht 

Urteil des Reichsfinanzhofs, IV. Senat, 

vom 24. April 1936 — IV A 2/36 U 


Aus den Gründen: 

Die Beſchwerdeführerin, die Maſchinen und Geräte für 
Materialprüfung herſtellt, führte bei der Zollzweig⸗ 
elle mit der Ausfuhrzollanmeldung vom 
27. März 1934 fünf gebrauchte 9 Naſchinen, nämlich eine 
Hobelmaſchine, zwei Drehbänke, eine Aniverſal⸗Fräs⸗ 
maſchine und eine Shapingmaſchine, mit dem Antrag vor, 

die Hobelmaſchine und die beiden Drehbänke unter 
Ausfuhrverzollung, 

die Aniverſal-Fräsmaſchine und die Shapingmaſchine 
unter Ausfuhrzollfreilaſſun g 

zur Ausfuhr nach Frankreich (Empfänger: S. & Co. 
in St.) abzufertigen. 

Die fünf genannten Maſchinen wurden darauf zur 
Ausfuhr abgefertigt, und dabei wurden für 


die Hobeltnaſchineee 131,0 RAM, 
die ehen En 171,08 „, 
3 diz hanf: 86,53 „» 


zuſammen 
Ausfuhrzoll erhoben und 
4. die Univerfal-Fräsmafchine und 
5. die Shapingmaſchine 
ausfuhrzollfrei gelaſſen, weil dieſe beiden 
Maſchinen aufgearbeitet waren und die Koſten 
dafür die vorgeſchriebenen Mindeſtſätze erreichten. 


Die Maſchinen zu 3, 4 und 5 ſtammten aus dem Be⸗ 
trieb der Beſchwerdeführerin, die zu 1 und 2 waren zu- 
gekauft worden. 


389,65 AM 


Die fünf Maſchinen find am 29. März 1934 aus. 
geführt worden. 

Durch Nachtragszollbeſcheid erklärte die Zollzweigſtelle, 
für die fünf Maſchinen mit 5410 kg Geſamtreingewicht 
ſeien zum Sollfab von 800 N. für 1 dz 43 280 AM 
Ausfuhrzollſchuld entſtanden, und forderte unter Abzug 
der bereits gezahlten 388,65 RM von der Beſchwerde⸗ 
führerin 42 891,35 RAM Ausfuhrzoll nach. Dieſe Nach⸗ 
forderung ſtützte ſich auf 8 1 Ziff. 3 Halbſatz 1 der Ver⸗ 
ordnung über Zolländerungen vom 16. Juni 1932, Reichs. 
geſetzblatt 1 S. 304, Reichszollblatt S. 239, wonach 
800 Se, Ausfuhrzoll für 1 dz erhoben werden, wenn 
gebrauchte Maſchinen der Ziff. 2 aus Anlaß der Ver⸗ 
bringung einer ganzen Fabrikationsanlage oder eines 
weſentlichen Teils einer ſolchen ausgeführt werden, und 
auf das Gutachten der Fachunter gruppe wo⸗ 
nach die ausgeführten fünf Maſchinen im weſentlichen 
dazu ausreichten, in St. eine Fabrikation einzurichten, da 
für den Betrieb der Beſchwerdeführerin im allgemeinen 
normale Werkzeugmaſchinen genügten und die Maſchinen, 
die außerdem noch benötigt würden, ohne weiteres in 
Frankreich bezogen werden könnten. Die ausgeführten 
fünf Maſchinen wären daher als Grundlage für die Er⸗ 
öffnung eines ſelbſtändigen Fabrikationsbetriebs im Aus- 
land anzuſehen, ohne daß noch beſondere Spezialmaſchinen 
ausgeführt werden müßten. 

Dieſen Nachtragszollbeſcheid hat die Beſchwerdeführerin 
angefochten. 

Die Anfechtung iſt durch die angegriffene Entſcheidung 
als unbegründet zurückgewieſen worden, weil die Maſchi⸗ 
nen ausgeführt worden ſeien aus Anlaß der Verbringung 
eines weſentlichen Teils einer ganzen Fabrikationsaus⸗ 
rüſtung ins Ausland. 

Gegen dieſe Anfechtungsentſcheidung hat die Be⸗ 
ſchwerdeführerin Rechtsbeſchwerde eingelegt mit dem 
Antrag, die Anfechtungsentſcheidung und den Nachtrags⸗ 
zollbeſcheid aufzuheben. Sie wiederholt ihr Vorbringen 
aus der Vorinſtanz und wendet ſich gegen die Auslegung 
von §1 Ziff. 3 der Verordnung vom 16. Juni 1932 durch 
die Anfechtungsentſcheidung. 


1. Die Ausfuhr der fünf Maſchinen ſei durch die 
Deviſenſtelle in K. zur Errichtung einer Montage⸗ 
werkſtatt in St. ordnungsmäßig genehmigt geweſen 
und durch die Handelskammer in M. befürwortet 
worden, zumal andere Induſtrien zu den gleichen 
Zwecken auch Montagewerkſtätten im Ausland unter- 
hielten. 


2. Durch den Bezug der einzelnen Teile aus Deutſch⸗ 
land zur Montage in St. ſollte die deutſche Ausfuhr 
gefordert, nicht dagegen der Betrieb oder ein weſent⸗ 
licher Teil davon ins Ausland verlegt werden. Die 
Montage in St. verlege nicht nur nicht deutſche 
Arbeit ins Ausland, ſondern ſchaffe ſogar Mehr⸗ 
arbeit in Deutſchland, weil hier die zur Prüfung 
und Eichung zuſammengeſetzten Maſchinen aus zoll⸗ 
techniſchen Gründen für die Einfuhr nach Frank⸗ 
reich abmontiert würden, um dann in St. wieder 
aufmontiert zu werden. 


3. a) Die beiden zugekauften Maſchinen wären von 
dem Maſchinenhändler W. in K. erworben 
worden; mit ihnen könne daher der Betrieb 
nach dem Ausland überhaupt nicht verlegt 
worden ſein. 

b) Die anderen drei Maſchinen ſtammten zwar 
aus dem Betrieb der Beſchwerdeführerin, ſie 
ſeien aber ſofort durch gleichwertige neue oder 
beſſere Maſchinen erſetzt worden. 
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4. Der Betrieb der Beſchwerdeführerin habe durch die 
Ausfuhr der drei Maſchinen nicht nur nicht gelitten, 
ſondern die Zahl ſeiner Arbeitnehmer ſei geſtiegen 
und ſeine Maſchinen ſeien durch zahlreiche Neu⸗ 
anſchaffungen vermehrt worden. 


5. Da die fünf Maſchinen nicht Spezial, ſondern ganz 
gewöhnliche Werkzeugmaſchinen geweſen ſeien, wie 
ſie in jeder beſſeren Schloſſerwerkſtatt zu finden 
wären, könne mit ihnen der Betrieb der Be⸗ 
ſchwerdeführerin oder ein weſentlicher Teil 
davon nicht ins Ausland verlegt worden ſein. Als 
weſentliche Teile dürften nur die Maſchinen an- 
geſprochen werden, die allein oder mit nebenſächlichen, 
d. h. unweſentlichen Zuſatzwerkzeugen oder unter⸗ 
geordneten Nebenmaſchinen eine betriebsfertige 
Fabrikationsausrüſtung darſtellten. In dieſem 
Sinn ſeien die ausgeführten fünf Maſchinen nicht 
weſentlich. Auch das Gutachten der Wirtſchafts⸗ 
gruppe ſage nur, die Maſchinen reichten im 
weſentlichen aus, eine Fabrikation in St. ein- 
zurichten, um ſo mehr, als die Maſchinen, die noch 
benötigt würden, in Frankreich bezogen werden 
könnten. Mit ihnen könnten nur die einzelnen 
durch die Beſchwerdeführerin in Deutſchland herge⸗ 
ſtellten und teilweiſe recht ſchwierigen Teile der 
Materialprüfungsmaſchinen zuſammengeſetzt, aber 
ein auch noch ſo einfaches ſelbſtändiges Fertig⸗ 
erzeugnis nicht hergeſtellt werden. Die fünf 
Maſchinen reichten nicht aus, um im Ausland einen 
Betrieb nach Art der inländiſchen Fabrik 
der Beſchwerdeführerin einzurichten. Denn 
es genüge nicht, daß die Maſchinen einen weſentlichen 
Teil irgendeiner beliebigen Fabrikationsaus⸗ 
rüſtung darſtellen, vielmehr entſcheide Wille und 
Zweckbeſtimmung des Ausführers. Auch der Wert 
der Zuſammenſetzarbeit im Ausland ſtehe zu dem 
der Herſtellung im Inland in ganz untergeordnetem 
Verhältnis. 


Die Ausfuhrzollforderung ſtützt ſich auf § 1 Abf. 1 
Nr. 2 des 4. Teils der Verordnung des Reichspräſidenten 
vom 9. März 1932, Reichsgeſetzblatt I S. 121, Reichszoll⸗ 
blatt S. 83, in Verbindung mit § 1 Nr. 2 und 3 der Ver⸗ 
ordnung über Zolländerungen vom 16. Juni 1932, Reiche- 
geſetzblatt 1 S. 304, Reichszollblatt S. 239. Nach 8 4 
der Ausfuhrzollordnung vom 21. März 1932, Reichs⸗ 
miniſterialblatt S. 129, Reichszollblatt S. 110, iſt die Aus⸗ 
fuhrzollforderung gegen die Beſchwerdeführerin 
erhoben worden, da dieſe zur Zeit der Entſtehung der 
Ausfuhrzollſchuld (§ 3 Abſ. 1 Nr. 1 der Ausfuhrzoll⸗ 
ordnung) Inhaberin der fünf Maſchinen geweſen iſt. 


Die ausgeführten fünf gebrauchten Maſchinen der 
Nr. 904 des Zolltarifs gehören nicht zu den in Ziff. 1 
des § 1 der Verordnung vom 16. Juni 1932 (in der zur 
Seit der Ausfuhr noch gültigen urſprünglichen Faſſung) 
genannten Maſchinen, die ſtets mit 800 N., für 1 daz 
ausfuhrzollbar find. Sie find nach Ziff. 2 Abſ. 1 grund; 
ſätzlich ermäßigt ausfuhrzollbar und nach Ziff. 2 
Abf. 2 Teil b bei der dort genannten Aufarbeitung 
ausnahmsweiſe ſogar ausfuhrzollf rei. Das hat 
die Beſchwerdeführerin auch nicht beanſtandet. Streitig 
iſt nur, ob darüber hinaus die Vorausſetzungen der ge⸗ 
nannten Ziff. 3 des § 1 der Verordnung vom 16. Juni 
1932 gegeben find und daher der Nachtragszollbeſcheid zu 

echt ergangen iſt. 
fü Durch die Einführung des Ausfuhrzolls von 800 . 
5 142 für gebrauchte Maſchinen und Maſchinenteile 
18 2 der Verordnung über Solländerungen vom 
bi März 1932, Reichsgeſetzlatt 1 S. 153, Reichszoll 

SE S. 109, follte verhindert werden, daß in Deutſchland 
anſäſſige Induſtrieunternehmungen ganz oder teilweiſe 


ins Ausland abwanderten und mit gebrauchten deutſchen 
Maſchinen im Ausland Wettbewerbsbetriebe errichtet 
wurden. Damit follte einer weiteren Erhöhung der 
ſtarken Arbeitsloſigkeit in Deutſchland vorgebeugt werden 
(vgl. Urteil IV A 120/35 vom 22. Januar 1936, Reichs, 
zollblatt 1936 S. 79, Zeitſchrift für Zölle 1936 S. 117). 
Dieſer hohe, bewußt prohibitive Ausfuhrzoll iſt auch 
neben ſeiner Herabſetzung für gewiſſe Arten gebrauchter 
Maſchinen durch die Verordnung über Zolländerungen 
vom 26. April 1932, Reichsgeſetzblatt I S. 183, Reichs 
zollblatt S. 185, und ſogar neben ſeinem Wegfall gemäß 
§ 1 Ziff. 2 Abſ. 2 Teil b der Verordnung über Zoll- 
änderungen vom 16. Juni 1932 aufrechterhalten worden. 
Er ſoll nach wie vor die Einrichtung oder Erweiterung 
von Wettbewerbsbetrieben im Ausland mit gebrauchten 
deutſchen Maſchinen verhindern, ſelbſt wenn dadurch 
andere Nachteile, beſonders auch der Ausfall an Deviſen, 
in Kauf genommen werden müſſen. 


Als Merkmale der Einrichtung oder Erweiterung eines 
Wettbewerbsbetriebs im Ausland find im 8 1 Abſ. 4 der 
Verordnung vom 26. April 1932 = 81 Ziff. 3 der Ver⸗ 
ordnung vom 16. Juni 1932 die Tatjachen genannt, daß 
gebrauchte, ermäßigt ausfuhrzollbare oder ausfuhrzollfreie 
Maſchinen »aus Anlaß der Verbringung einer ganzen 
Fabrikationseinrichtung oder eines weſentlichen Teils 
einer ſolchen ins Ausland« ausgeführt werden. 


Welche Bedeutung dem durch die Beſchwerdeführerin 
angegriffenen Gutachten der Fachuntergruppe ... zu⸗ 
kommt, erübrigt ſich zu prüfen. Denn die Beſchwerde⸗ 
führerin hat ſelbſt angegeben, daß fie mit den ausgeführ⸗ 
ten fünf Maſchinen in St. eine Montagewerkſtätte ein⸗ 
richten will zur Zuſammenſetzung der in ihrem inländi⸗ 
ſchen Betrieb hergeſtellten Maſchinenteile, und hat in der 
mündlichen Verhandlung auf Befragen ergänzend hinzu⸗ 
gefügt, daß zur Einrichtung einer Montagewerkſtatt außer 
den ausgeführten fünf Maſchinen nur noch untergeordnete 
Werkzeuge, wie Handbohrmaſchinen, Hebezeuge und ähn⸗ 
liche, aber keine weſentlichen Teile mehr erforderlich ſeien. 
Daraus geht hervor, daß mit den fünf ausgeführten 
Maſchinen der weſentliche Teil einer Fabrikationsaus⸗ 
rüſtung ins Ausland gegangen iſt, da im Sinn der Vor⸗ 
ſchriften über den Ausfuhrzoll jeder Betrieb (alſo auch 
Montage) als Fabrikation zu erachten iſt, der deutſche 
Arbeit ins Ausland zu verlegen geeignet iſt. 


Dieſes Ergebnis kann durch die Anführungen der Be⸗ 
ſchwerdeführerin nicht in Frage geſtellt werden. 


Zu 1.: Die Genehmigung der Ausfuhr der fünf 
Maſchinen durch die Deviſenſtelle berührt die Erhebung 
des prohibitiven Ausfuhrzolls nicht, da jene deviſenrecht⸗ 
lichen, dieſe aber arbeitspolitiſchen Zwecken dient. Die 
Befürwortung durch die Handelskammer iſt gegenüber 
der Rechtslage nicht von entſcheidender Bedeutung. 


Zu 2.: Die vermeintliche Förderung der deutſchen 
Ausfuhr durch Lieferung der zu montierenden Maſchinen⸗ 
teile ins Ausland und der damit vielleicht verbundene 
Deviſengewinn müſſen gegenüber der Notwendigkeit, die 
Errichtung von Wettbewerbsbetrieben mit gebrauchten 
deutſchen Maſchinen im Ausland zu verhindern, zurück⸗ 
treten. 


Ob die Arbeit, die bisher in dem Montagebetrieb der 
Beſchwerdeführerin in Deutſchland geleiſtet wurde, zu 
dem nunmehr in St. zu leiſtenden Teil ins Ausland auf 
einen dort neu zu errichtenden Wettbewerbsbetrieb über- 
geht oder ob, wie die Beſchwerdeführerin angibt, ſogar 
noch Mehrarbeit in Deutſchland erwächſt, kann dahin- 
geſtellt bleiben. Denn es kommt nicht darauf an, daß 
die Ausfuhr der fünf Maſchinen tatſächlich deutſche Arbeit 
ins Ausland legt, ſondern daß ſie dazu geeignet iſt, 
deutſche Arbeit ins Ausland zu verlegen. 


— 170 — 


Zu 3. a): Der Umſtand, daß zwei Maſchinen zugekauft 
worden ſind, hindert nicht ihre Berückſichtigung, weil auch 
die Umgehung des 800-2. -Ausfuhrzolls durch Ankauf 
der für die gewünſchte Fabrikationsausrüſtung nötigen 
Maſchinen verhindert werden ſoll (vgl. 2. Halbſatz von 
§ Ziff. 3 der Verordnung vom 16. Juni 1932). 


b): Der Erſatz der drei Maſchinen aus dem Betrieb 
der Beſchwerdeführerin durch andere iſt ebenfalls belanglos, 
da eine Ausnahme von der Ausfuhrzollerhebung für dieſen 
Fall nicht vorgeſehen iſt. 

Zu 4.: Das gleiche gilt von der Vergrößerung des 
inländiſchen Betriebs der Beſchwerdeführerin trotz der 
Ausfuhr der Maſchinen. 


Zu 5.: Das Verhältnis der abgegebenen zu den ver⸗ 
bliebenen Maſchinen iſt nicht entſcheidend. Maßgebend 
iſt vielmehr, daß mit den ausgeführten gebrauchten 
Maſchinen im Ausland ein Betrieb eingerichtet werden 
kann, der weder die gleiche Fabrikation wie der in- 
ländiſche noch dieſe im vollen Amfang zu betreiben 
braucht. Die gegenteilige Auffaſſung der Beſchwerde⸗ 
führerin entbehrt der rechtlichen Grundlage und würde 
dazu führen, daß bei einem vielſeitigen Betrieb mindeſtens 
weſentliche Teile von deſſen ſämtlichen Fabrikationszweigen 
ins Ausland verlegt werden müßten, um die Voraus- 
ſetzung einer Erhebung von Ausfuhrzoll zu erfüllen. 

Anter dieſen Umſtänden iſt der Nachtragszollbeſcheid 
zu Recht ergangen und war daher die Rechtsbeſchwerde 
als unbegründet zurückzuweiſen. 
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III. Verbrauchsabgaben 


5. Branntweinmonopol 


Bekanntmachung 


Vom 1. Juni 1936 beſteht der Treibſtoffſpiritus aus 
8 Teilen Alkohol absolutus und 2 Teilen Methanol, der 
Verkaufpreis beträgt für Lieferungen nach dem 1. Juni 1936 
44,50 AA für 1 hl Weingeiſt. 

Berlin, den 23. Mai 1936 


Reichsmonopolberwaltung für Branntwein 
Nebelung 
V 7153 B8. 1433 IIa 
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